
Definitionsmacht und Politikimplementierung – Das Beispiel der „Radikalisierung“ in der 
europäischen Antiterrorismuspolitik 

Politische Definitionsmacht offenbart sich insbesondere in Sekuritisierungsprozessen von 

„asymmetrischen“ Konflikten, wie dem „Kampf gegen den internationalen Terrorismus“. Da-

rauf aufbauend untersucht der Beitrag, ob der von der EU-Kommission angestoßene und ak-

tuell sich ausbreitende Diskurs zur „Radikalisierung“ als Beleg für eine wachsende sicher-

heitspolitische Definitionsmacht der Europäischen Union gewertet werden kann. Zunächst 

werden die Ursprünge und die dynamische Verbreitung des Begriffs der Radikalisierung in 

der EU nachgezeichnet. Anschließend wird jedoch aufgezeigt, dass staatliche und gesell-

schaftliche Akteure ihr Aufgabenverständnis bisher nur vereinzelt im Hinblick auf Radikali-

sierung verändert haben, und dass entsprechende Sekuritisierungsprozesse starken praktischen 

und strukturellen Beschränkungen unterliegen. Der Beitrag plädiert für mehr vergleichende 

Studien darüber, wie Sicherheitsdiskurse tatsächlich auf die Implementation von Politik wir-

ken. 
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